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Mit der Annahme dieser Resolution bleibt der Kampf 
gegen den internationalen Terrorismus, einschließlich der 
Beseitigung seiner Ursachen, weiterhin auf der Tagesord­
nung der UN-Vollversammlung.

Annahme einer Konvention gegen Geiselnahme

Der gemäß Resolution 31/103 vom 15. Dezember 1976 ge­
schaffene „ad-hoc-Ausschuß zur Ausarbeitung einer inter­
nationalen Konvention gegen Geiselnahme“ legte der 
34. Tagung der UN-Vollversammlung einen Bericht vor, der 
den Entwurf einer entsprechenden Konvention enthielt.13 
Nach Diskussion im Rechtsausschuß wurde dieser Entwurf 
einer speziellen Arbeitsgruppe zur weiteren eingehenden 
Überarbeitung übermittelt, die ihrerseits dem Rechtsaus­
schuß über die Arbeit berichtete.

Die Vertreter der sozialistischen Staaten, aber auch 
einer Vielzahl von Entwicklungsländern betrachteten die 
Erarbeitung einer Konvention gegen Geiselnahme in eng­
stem Zusammenhang mit dem generellen Problem des 
internationalen Terrorismus, dessen Ursachen aufgedeckt 
und beseitigt werden müssen. Die Vertreter dieser Staaten 
setzten die Einfügung eines Präambelparagraphen in den 
Konventionsentwurf durch, der ausdrücklich das Prinzip 
der Gleichberechtigung und das Selbstbestimmungsrecht 
aller Völker gemäß der UN-Charta, der Deklaration über 
die Prinzipien des Völkerrechts vom 24. Oktober 1970 sowie 
anderer relevanter UN-Resolutionen bestätigt.

Die Vertreter der sozialistischen Staaten und der Ent­
wicklungsländer verwiesen ferner auf die besondere 
Bedeutung der Art. 12 und 14, die zum einen Akte nationaler 
Befreiungsbewegungen aus dem Geltungsbereich der Kon­
vention ausschließen und somit den Kampf dieser Bewe­
gungen als legitim und rechtmäßig bestätigen und die zum 
anderen die Unverletzlichkeit der territorialen Integrität 
sowie die Achtung der politischen Unabhängigkeit aus­
drücklich hervorheben. Aktionen, die unter dem Vorwand, 
etwaiger Geiselnehmer habhaft zu werden, stattfinden und 
die territoriale Integrität und politische Unabhängigkeit 
verletzen, sind nach Art. 14 verboten.

Hinsichtlich des von den lateinamerikanischen Staaten 
vorgeschlagenen Art. 15 zum Asylrecht konnte ein Kompro­
miß erzielt werden, indem auf eine vergleichbare Regelung 
in Art. 12 der Konvention über die Verhütung, Verfolgung 
und Bestrafung von Straftaten gegen völkerrechtlich ge­
schützte Personen einschließlich Diplomaten vom 14. De­
zember 197314 zurückgegriffen wurde. Es wurde festgelegt, 
daß die Konvention gegen Geiselnahme die Anwendung 
geltender Asylverträge zwischen Staaten, die Vertrags­
partner solcher Verträge sind, unberührt läßt. Jedoch kann 
sich ein Staat, der Mitglied der Konvention gegen Geisel­
nahme ist, gegenüber einem anderen Mitgliedstaat der 
Konvention, der nicht Vertragspartner dieser Asylverträge 
ist, nicht auf diese Verträge berufen.

Kein tragbarer Kompromiß konnte hinsichtlich des 
Art. 9 gefunden werden, gegen den eine Vielzahl von 
Staaten, darunter die sozialistischen Staaten, starke Vor­
behalte angemeldet hat. Durch Art 9 wird das in Art. 8 
enthaltene grundlegende Prinzip der Konvention, wonach 
ein Vertragsstaat, in dessen Hoheitsgebiet der Geisel­
nehmer aufgefunden wird, diesen entweder bestrafen oder 
ausliefem soll, ungefechtfertigterweise weitgehend abge­
schwächt Die Stattgabe eines Auslieferungsgesuchs wird 
nach Art 9 dem subjektiven Willen desjenigen Staates 
unterworfen, auf dessen Territorium sich der Täter befin­
det. Dieser Staat kann sich somit seiner Verpflichtung zur 
Auslieferung eines Täters, der eine schwerwiegende 
kriminelle Handlung — die Geiselnahme — begangen hat, 
unter dem Vorwand „politischer Gründe“ entziehen.

Die sozialistischen Staaten haben in einer gesonderten 
Abstimmung über Art. 9 diese Bestimmung konsequent ab­
gelehnt, sich jedoch kompromißbereit im Interesse der

Erzielung eines Konsensus nicht gegen die Annahme der 
Konvention in ihrer Gesamtheit ausgesprochen.

Die Resolution 34/146, der als Anlage der Text der 
Internationalen Konvention gegen Geiselnahme beigefügt 
ist, wurde am 17. Dezember 1979 von der UN-Vollversamm­
lung ohne Abstimmung angenommen. Die Konvention ist 
vom 18. Dezember 1979 bis zum 31. Dezember 1980 zur 
Unterzeichnung durch die Staaten aufgelegt und bedarf 
zum Inkrafttreten der Hinterlegung von 22 Ratifikations­
und Beitrittsurkunden.

Insgesamt kann die Konvention gegen Geiselnahme zu 
einem weiteren rechtlichen Instrument im Kampf gegen 
den internationalen Terrorismus werden. Jedoch hängt der 
Erfolg dieses Kampfes weniger vom Inhalt einzelner Ver­
träge und Konventionen als vielmehr vom politischen 
Willen aller Staaten ab, jegliche Akte des internationalen 
Terrorismus konsequent und wirksam zu bekämpfen.

Keine Notwendigkeit für eine Revision der UN-Charta

Erneut war im Rechtsausschuß ein Bericht des „Sonderaus­
schusses über die Charta der Vereinten Nationen und die 
Stärkung der Rolle der Organisation“15 Gegenstand der 
Debatte. Der Sonderausschuß hatte eine Liste von Vor­
schlägen zur friedlichen Streitbeilegung zusammengestellt 
und sich auch mit der Rationalisierung der Verfahren in 
der UNO beschäftigt.

Die DDR und andere sozialistische Staaten bekräftigten 
ihre Auffassung, daß die Charta der Vereinten Nationen 
den Test der Zeit bestanden ha,t, und lehnten jede Revision 
der Charta ab. Entschieden wandten sie sich gegen Ver­
suche einer Gruppe von Entwicklungsländern, das Prinzip 
der Einstimmigkeit der Ständigen Mitglieder des UN- 
Sicherheitsrates zu überprüfen. Ein Resolutionsentwurf, 
wonach dem Sonderausschuß die Aufgabe übertragen wer­
den sollte, eine solche Überprüfung vorzunehmen, kam in 
der UN-Vollversammlung nicht zur Abstimmung. Der Ver­
treter Finnlands hatte beantragt, angesichts des kontrover­
sen Charakters des Resolutionsentwurfs von einer Abstim­
mung abzusehen.

Dagegen wurde am 17. Dezember 1979 mit 116 Stimmen, 
ohne Gegenstimme und bei 23 Stimmenthaltungen (sozia­
listische Staaten u. a.), die Resolution 34/147 angenommen, 
die dem Sonderausschuß die Aufgabe stellt, Vorschläge zur 
Rolle der UNO bei der Aufrechterhaltungades Weltfriedens 
und der internationalen Sicherheit, zur Rationalisierung 
der Arbeit der UNO und zu anderen Fragen zu behandeln. 
Außerdem soll die Erörterung der Vorschläge zur fried­
lichen Streitbeilegung fortgesetzt werden.

Arbeitsergebnisse der Völkerrechtskommission

Die Diskussion des Berichts der Völkerrechtskommission 
(ILC) über die Arbeit auf ihrer 31. Tagung16 war einer der 
umfangreichsten Tagesordnungspunkte im Rechtsausschuß. 
Übereinstimmend wurde die wertvolle Arbeit der ILC 
gewürdigt

Zur Staatennachfolge in andere Materien als Verträge

Die erste Lesung der entsprechenden Artikelentwürfe 
wurde bis auf die Bestimmungen über die Nachfolge in 
Staatsarchive abgeschlossen. Bei aller Anerkennung der 
Fortschritte können jedoch einige Mängel des Entwurfs 
nicht übersehen werden.

In den vorangegangenen Jahren hatte es eine prin­
zipielle Auseinandersetzung um den Begriff „Staatsschul­
den“ gegeben. Während die sozialistischen Staaten und die 
Entwicklungsländer nur i n t e r n a t i o n a l e  finanzielle 
Verpflichtungen (bei denen der Gläubiger ein Staat oder 
ein anderes Völkerrechtssubjekt ist) einbeziehen wollten, 
traten die imperialistischen Staaten im Interesse des 
Schutzes der von Monopolen und Banken gewährten Anlei-


